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Vorwort

Die Arbeitnehmerfreizügigkeit gehört zum Kern des Binnenmarktes der
Europäischen Union. Sie erlaubt zum einen allen UnionsbürgerInnen, oh‐
ne besondere Zulassung in einem anderen Mitgliedstaat eine unselbständi‐
ge Erwerbstätigkeit zu suchen und anzunehmen, ohne dass das Zielland
dies von einer Erlaubnis abhängig machen dürfte. Zum anderen verheißt
sie die Gleichbehandlung in der Arbeitsbeziehung und darüber hinaus in
gewissem Umfang die Gleichbehandlung durch das Aufnahmeland insbe‐
sondere bei Sozialleistungen. In den Umfragen der Kommission erreicht
die Zustimmung zur Arbeitnehmerfreizügigkeit bei den passenden Fragen
stets Spitzenwerte. Gleichwohl gibt es jedenfalls in manchen „alten“ Mit‐
gliedstaaten Vorbehalte dagegen. In Großbritannien war die Zuwanderung
von Arbeitskräften und deren Gleichbehandlung eines der zentralen The‐
men der Brexit-Kampagne. In Österreich wurden 2017 (im Wahlkampf)
von beiden bisherigen Regierungsparteien Forderungen nach Einschrän‐
kung der Arbeitnehmerfreizügigkeit laut, entweder durch das Wiederein‐
führen einer Bewilligungspflicht oder durch Einschränken der Gleichbe‐
handlung bei Sozialleistungen. Der Staatspräsident Frankreichs hat im
Sommer 2017 (ohne aktuellen Wahlkampf) die Entsende-Richtlinie, die
politisch weithin als Frage (auch) der Arbeitnehmerfreizügigkeit gesehen
wird, als „Verrat am Geist Europas“ bezeichnet – eine in jeder Hinsicht
übertriebene Auffassung.

Schon vor den neuesten Diskussionen bestand allerdings Anlass, den
Bestand an Aussagen zur Arbeitnehmerfreizügigkeit kritisch zu beleuch‐
ten. Als ich Ende 2016 von Prof. Thomas Jaeger eingeladen wurde, am
Europarechtstag 2017 in Wien zu sprechen, habe ich das Thema „Soll und
kann die Arbeitnehmerfreizügigkeit beschränkt werden“ gewählt. Aus der
Vorbereitung dieses Vortrages ist die vorliegende Schrift entstanden. Wie
die Ausführungen zeigen, halte ich eine Beschränkung nicht im Kern, aber
an den „Rändern“ der Freizügigkeit für geboten und auch zulässig, weil
der EuGH in seinem unablässigen Streben nach möglichst großer „Effekti‐
vität“ des Unionsrechts (auch) in diesem Bereich zu weit gegangen ist.
Leider wird in der Politik zur und der EU zu viel mit Maximalstandpunk‐
ten und Schlagworten gearbeitet, anstatt durch Nachdenken das rechte
Maß zu finden.
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Ich widme diesen Band dem Andenken an meine Eltern Edith und Karl
Rebhahn und an meine Großmutter Paula Murth, sowie meinen Freunden
in Klagenfurt, die mir in schweren Monaten beigestanden sind, insbeson‐
dere Margret Kobalter und Alfred Kuschnig sowie Franziska und Chris‐
toph Neugebauer.

Wien, November 2017 Robert Rebhahn
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Einleitung

Zum Thema

In der Arbeitnehmerfreizügigkeit überschneiden sich mehrere Epizentren
der aktuellen Politik in Europa: Migration, Sicherung von Sozial- und Ar‐
beitsstandards und Wettbewerb. Bei allen drei Themen kann es bei ver‐
nünftiger Betrachtung nicht um ein Ja-oder-Nein gehen, sondern um das
wünschenswerte und zuträgliche Ausmaß. Insofern ist nicht jede Zuwan‐
derung, jeder Wettbewerb oder jede soziale Absicherung per se Segen
oder Fluch.

Man kann drei Arten von labour mobility unterscheiden:1 long term
mobility mit Wechsel des Wohnsitzes für zumindest ein Jahr, cross-border
mobility, sowie drittens posting of workers und damit Entsendung. Die
Abgrenzung der ersten beiden Gruppen ist nicht ganz klar. Unter cross-
border mobility fallen wohl neben den typischen Grenzgängern auch Auf‐
enthalte in einem anderen Land von kürzerer Dauer.

Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer ist in Art. 45 AEUV grundgelegt.2
Man kann die von der Arbeitnehmerfreizügigkeit erfassten Fragen in drei
Sachbereiche gliedern: Erstens den Zugang der UnionsbürgerInnen zur
Arbeit in einem anderen Mitgliedstaat und damit zu dessen Gebiet auf‐
grund eines Aufenthaltsrechts. Die Unionsbürgerschaft enthält dieses
Recht (daher) nicht. Der Zugang zur Arbeit war lange weitestgehend un‐
bestritten und wurde erst jüngst insbesondere in und von Großbritannien
in Frage gestellt. Der zweite Bereich ist die Behandlung der Arbeitnehmer
während der Arbeit im Aufnahmeland im Rahmen der Arbeitsbeziehung.
Heftig umstritten war und ist die Lage dazu bei Entsendungen. In anderen
Fällen ist die Gleichbehandlung im Rahmen der Arbeitsbeziehung meist

A.

1.

1 Fries-Tersch/Tugran/Bradley, 2016 Annual Report on intra-EU Labour Mobility.
2 Vgl. dazu z.B. Becker, Arbeitnehmerfreizügigkeit; Brechmann in Calliess/Ruffert,

EUV/AEUV5 Art. 45; Schneider/Wunderlich in Schwarze u.a., EUV/AEUV3

Art. 45; Barnard, The Substantive Law of the EU5, 237 ff.
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